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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts 


A. Zielsetzung 

Regelung aktueller Abgrenzungsprobleme im Bereich der Ge- 
meinnützigkeit Beseitigung von Auslegungsschwierigkeiten 
beim Begriff der gemeinnützigen Zwecke durch gesetzeser- 
gänzende Regelung. 


B. Lösung 

Die Förderung der Pflanzen- und Kleintierzucht durch Verei- 
nigungen nichtberufsmäßiger Züchter soll in den Gemeinnüt- 
zigkeitskatalog des § 52 Abs. 2 der Abgabenordnung als weite- 
res Beispiel einer Förderung der Allgemeinheit aufgenommen 
werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die haushaltsmäßigen Auswirkungen sind unbedeutend (vor- 
aussichtliche jährliche Steuermindereinnahmen unter 1 Mil- 
lion DM). 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. April 1984 

14 (44) — 521 04 — Ab 25/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts mit Begründung 
(Anlage 1), den der Bundesrat in seiner 531. Sitzung am 3. Februar 1984 beim 
Deutschen Bundestag einzubringen beschlossen hat. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates ist 
in der beigefügten Stellungnahme (Anlage 2) dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Gemeinnützigkeitsrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Steuerentlastungsgesetzes 1984 vom 22. Dezem- 
ber 1983 (BGBl. I S. 1583), wird wie folgt geändert: 

In § 52 Abs. 2 Nr. 1 wird nach dem letzten Beistrich 
folgender Satzteil angefügt: 

„der Pflanzen- und Kleintierzucht durch Zusam- 
menschlüsse nichtberufsmäßiger Züchter,“. 


Artikel 2 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Seit der Reform der Abgabenordnung im Jahre 
1976 und der damit verbundenen Neugestaltung des 
Gemeinnützigkeitsrechts sind ständige Bemühun- 
gen im Gange, dem Wandel von Entwicklungen auf 
gemeinnützigem Gebiete Rechnung zu tragen. So 
wurde beispielsweise durch Verzicht auf die aus- 
drückliche Erwähnung der körperlichen Ertüchti- 
gung als Merkmal des Sports auch der Motorsport 
in die Begünstigung einbezogen und das vereinsmä- 
ßig betriebene Schach aufgrund einer Fiktion dem 
gemeinnützigen Sport gleichgestellt Durch die fi- 
nanzgerichtliche Rechtsprechung wurden die Be- 
strebungen der Kleingartenvereine und der Pferde- 
rennvereine als gemeinnützig anerkannt Auch im 
Auslegungswege konnten einige weitere förde- 
rungswürdige Bestrebungen als gemeinnützig aner- 
kannt werden. 

Zweifel aufgrund der geltenden Rechtslage ergaben 
sich bisher zu der Frage, ob die Förderung der 
Zucht und Erhaltung von Kleintieren, besonders 
von Rassegeflügel und Rassekaninchen, durch Or- 
ganisationen nichtberufsmäßiger Züchter als ge- 
meinnütziger Zweck im Sinne des § 52 der Abga- 
benordnung beurteilt werden kann. 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Rechtsunsi- 
cherheit zugunsten dieser Idealvereine beenden. 
Ohne das selbstlose Wirken dieser Vereine wären 
der hohe Qualitätsstand der häuslichen Nutztiere 
sowie ihre Art- und Rassenvielfalt nicht gewährlei- 
stet. Diese Bestrebungen dienen wegen der vielfälti- 
gen Nutzungsmöglichkeiten der verschiedenen 
Kleintierarten der Allgemeinheit. 


Für die in gleicher Weise tätig werdenden Pflanzen- 
zuchtvereine privater Züchter ist sachlich eine 
gleichartige steuerliche Begünstigung gerechtfer- 
tigt. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Durch die Ergänzung des beispielhaften Katalogs 
gemeinnütziger Zwecke in § 52 Abs. 2 der Abgaben- 
ordnung wird klargestellt, daß die Förderung der 
Pflanzen- und Kleintierzucht als gemeinnütziger 
Zweck anzusehen ist. Begünstigt werden nur Zu- 
sammenschlüsse nichtberufsmäßiger Züchter. Da- 
mit wird der gemeinnützige Bereich von den in 
eigenwirtschaftlichem Interesse tätigen Züchtern 
abgegrenzt. Derartige Zusammenschlüsse sind be- 
reits nach geltendem Recht als Berufsverbände 
steuerlich begünstigt. 

Der Begriff der Kleintierzucht umfaßt insbesondere 
die Zucht von Geflügel, Kaninchen, Ziegen und an- 
deren kleinen Nutztieren. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung begrüßt Freizeitbetätigungen 
der Bürger auf dem Gebiet der Pflanzen- und Klein- 
tierzucht Sie sieht sich jedoch nicht in der Lage, 
einen Gesetzentwurf zu unterstützen, wonach die 
Förderung der Pflanzen- und Kleintierzucht durch 
Zusammenschlüsse nichtberufsmäßiger Züchter 
zum gemeinnützigen Zweck im Sinne der Steuerge- 
setze erklärt werden soll. 

Die Betätigungen auf dem Gebiet der privaten 
Pflanzen- und Kleintierzucht sind vielfältig und 
kaum überschaubar. Die private Kleintierzucht um- 
faßt z. B. nicht nur die Zucht von Tauben, Kanin- 
chen, Hunden und Katzen aller Arten, sondern 
reicht bis zur Zucht von Tieren in Terrarien und 
von Insekten. Nach geltendem Recht handelt es 
sich bei diesen Betätigungen um private Hobby- 
Ausübung und allgemeine Freizeitgestaltungen. 
Würde dem Anliegen gefolgt, diese Freizeitgestal- 
tungen steuerrechtlich zum gemeinnützigen Zweck 
zu erklären, müßte mit der Forderung gerechnet 
werden, auch andere in Vereinen ausgeübte Frei- 
zeitbetätigungen bis hin zur Pflege von Geselligkei- 
ten steuerrechtlich für gemeinnützig zu erklären. 
Derartige Forderungen wären wegen des Gebots 
der steuerrechtlichen Gleichbehandlung unabweis- 
bar. 

Die in der Begründung der Gesetzesinitiative ange- 
führten Rechtsunsicherheiten im geltenden Recht 
sieht die Bundesregierung nicht. Sie ist vielmehr 
der Auffassung, daß Abgrenzungsschwierigkeiten 
erst entstehen würden, wenn der Gesetzentwurf 
verwirklicht würde. Für die Finanzverwaltung und 
die Finanzgerichte würden sich dadurch erhebliche 
Mehrbelastungen ergeben. 


Da die Zusammenschlüsse nichtberufsmäßiger 
Pflanzen- und Kleintierzüchter selbst grundsätzlich 
bereits auf Grund der allgemeinen steuerrechtli- 
chen Vorschriften nicht mit Steuer belastet sind, 
zielt die Gesetzesinitiative letztlich darauf ab, den 
Sonderausgabenabzug für die an Zusammen- 
schlüsse nichtberufsmäßiger Pflanzen- und Klein- 
tierzüchter geleisteten Spenden zu ermöglichen. 
Die steuermindernde Anerkennung dieses Spen- 
denabzugs wäre bei Verwirklichung der Gesetzesin- 
itiative unvermeidbar, wenn man die bisherige An- 
erkennungspraxis für spendenbegünstigte Zwecke 
zugrunde legt. Abgesehen von den dadurch zu er- 
wartenden Steuermindereinnahmen ist die Bundes- 
regierung der Auffassung, daß es nicht Aufgabe des 
Steuerrechts sein kann, Freizeitbetätigungen aller 
Art durch steuermindernde Spendenabzugsmög- 
lichkeiten zu fördern. Dies gilt insbesondere im 
Hinblick darauf, daß das Steuerrecht in vielen Be- 
reichen nur eingeschränkte Abzugsmöglichkeiten 
sogar für zwangsläufige Aufwendungen vorsieht. Es 
kann z. B. nicht richtig sein, daß selbst aufgestockte 
Kinderfreibeträge in bestimmten Fällen zu weniger 
Steuerentlastung führen als Spenden an Freizeit- 
vereine. 


Schließlich erinnert die Bundesregierung daran, 
daß der Deutsche Bundestag bereits im Jahre 1980 
einen gleichlautenden Gesetzesantrag des Bundes- 
rates einstimmig nicht angenommen hat. Dabei 
dürften ähnliche Erwägungen ausschlaggebend ge- 
wesen sein, wie sie die Bundesregierung für die 
Beurteilung der vorliegenden Gesetzesinitiative für 
maßgebend ansieht. 
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